
Mit Hilfe der Vorschrift des § 272 b ZPO können sog. 
Auflagebeschlüsse erlassen werden, die, wenn sie sorg­
fältig ausgearbeitet werden, sowohl für das Gericht wie 
für die Parteien eine Art Tagesordnung für die weite­
ren Prozeßhandlungen darstellen. Es empfiehlt sich in 
einem solchen Falle, auch den Tatbestand im notwen­
digen Umfange in den Beschluß aufzunehmen, um für 
alle Beteiligten die Abgrenzung der gerichtlichen Er­
hebungen festzulegen. Hierfür soll folgende Skizze als 
Beispiel dienen:

„ B e s c h l u ß
I

1. Der Kläger behauptet, dem Beklagten am 1. Ok­
tober 1949 ein Darlehn von 1000 DM gewährt und 
dieses am 1. Januar 1952 gekündigt zu haben. Dies 
ergebe sich aus dem Briefwechsel der Parteien.

2. Der Beklagte wendet ein:
a) er habe nur 500 DM Darlehn erhalten, weitere 

500 DM seien als Kaufpreis für eine Bibliothek 
gezahlt worden;

b) auf die restlichen 500 DM habe der Kläger bei 
einer Geburtstagsfeier geschenkweise ver­
zichtet.

3. Hilfsweise rechnet der Beklagte mit einem 
Schadensersatzanspruch auf. der ihm deshalb zu­
stehe, weil der Kläger ohne Warnung im August 
1952 in seinem nicht umzäunten Grundstück 
Rattengift ausgelegt habe, das der Rassehund des 
Beklagten gefressen habe und daran krepiert sei.

II
Den Parteien wird aufgegeben:

1. dem Kläger:
Den Schriftwechsel zu I 1 auf der Geschäftsstelle 
des Gerichts niederzulegen;

2. dem Beklagten:
a) Über den Kauf der Bibliothek zu 1 2 a die zur 

Feststellung der Kaufpreisforderung erforder­
lichen Angaben zu machen und Beweise anzu­
treten;

b) anzugeben, wann die in I 2b genannte Geburts­
tagsfeier stattgefunden hat und Zeugen für 
diese Behauptung zu benennen;

c) Beweis für die Vergiftung des Hundes anzu­
treten und Urkunden über den Wert des Hun­
des auf der Geschäftsstelle niederzulegen.

Ill
1. Den Parteien wird zur Erledigung der Auflagen 

unter II Frist gesetzt bis 30. November 1952.
2. Termin zur mündlichen Verhandlung

am 15. Dezember 1952, 10 Uhr.
3. Zu diesem Termin sind die nach II zu benennenden 

Zeugen zu laden, soweit die Parteien ladungsfähige 
Anschriften fristgemäß mitteilen.

4. Das persönliche Erscheinen der Parteien zum Ver­
handlungstermin am 15. Dezember 1952 wird an­
geordnet.“

Kommen die Parteien innerhalb der festgelegten 
Fristen dem Beschluß nicht nach, so können etwa später 
erfolgende Erklärungen, wenn keine ausreichende Ent­
schuldigung vorliegt, für die Instanz unberücksichtigt 
bleiben (§ 279a ZPO). Diese Vorschrift zwingt die Par­
teien, einem solchen Beschluß fristgemäß nachzu­
kommen.

Die wichtigste Bestimmung für die Prozeßleitung ist 
die Regelung des Fragerechts in § 139 ZPO, die im Hin­
blick auf die Stellung des Gerichts besser als Frage­
pflicht bezeichnet werden sollte. Es ist eine Verpflich­
tung des Gerichts, die Parteien zur vollständigen Er­
klärung über alle erheblichen Tatsachen zu veran­
lassen und darauf hinzuwirken, daß sie sachdienliche, 
d. h. also richtige Anträge stellen; dazu gehört, daß 
ungenügende Angaben ergänzt und die Beweismittel 
ausreichend bezeichnet werden. Zu diesem Zwecke ist 
das gesamte Sach- und Streitverhältnis mit den Par­
teien nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite zu 
erörtern und sind die notwendigen Fragen zu stellen. 
Das Gericht hat weiterhin auf Bedenken aufmerksam

zu machen, die solche Punkte betreffen, die von Amts 
wegen zu berücksichtigen sind. Daraus ergibt sich ins­
besondere, daß das Gericht die Parteien nicht mit dem 
Urteil „überfallen“ darf. Es widerspricht den Pflichten 
eines Richters, wenn er im Urteil die Parteien mit 
rechtlichen Folgerungen überrascht, die nicht Gegen­
stand der Verhandlung gewesen sind, so daß die Par­
teien keine Gelegenheit hatten, sich entsprechend zu 
verhalten.

Zur Durchführung dieser in § 139 ZPO genannten 
Rechte und Pflichten hat der Vorsitzende jedem Mit­
glied des Gerichts auf Verlangen zu gestatten, Fragen 
zu stellen. Bei der grundsätzlichen Gleichstellung der 
Schöffen mit den Berufsrichtern kann kein Zweifel 
daran sein, daß diese Vorschrift ohne Einschränkung 
auch auf die Schöffen anzuwenden ist.

Die Vorschrift des § 139 ZPO ist mit Recht als das 
Grundgesetz über die Stellung des Richters nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung bezeichnet worden. 
Sie gibt dem Gericht die Möglichkeit, die Parteien zu 
allen notwendigen Prozeßerkiärungen mit Ausnahme 
des Güteantrages bzw. der Klageerhebung selbst zu 
veranlassen. Auf diesem Wege ist dafür Sorge zu tra­
gen, daß unklare Anträge berichtigt, unzureichende 
Behauptungen ergänzt und Mängel in der Bezeichnung 
der Beweismittel beseitigt werden. Wichtig ist, daß 
die Aufklärung des Sachverhalts vor der Durchführung 
der Beweisaufnahme erfolgt, da jede Beweisaufnahme 
nur dann zu einem vollen Ergebnis führen kann, wenn 
vorher der Streitstand ausreichend geklärt ist. Die 
Parteien können veranlaßt werden, ein sog. „unsub­
stantiiertes Bestreiten“ zu konkretisieren, wobei sie 
darauf hinzuweisen sind, daß grundsätzlich eine man­
gelnde Aufklärung zu Lasten des Beweispflichtigen 
geht. Aus der Bestimmung folgt aber auch weiterhin, 
daß das Gericht bloße Prozeßbehauptungen, die ohne 
konkrete Tatumstände geltend gemacht werden, nicht 
zu berücksichtigen braucht. So gab es z. B. einen Pro­
zeßbevollmächtigten, der formularmäßig in Unterhalts­
sachen unehelicher Kinder zunächst folgende Einwen­
dungen brachte:
„1. Die Geburt des Kindes wird bestritten.
2. Vorsorglich wird behauptet, daß das Kind bereits 

wieder verstorben sei.“
Bei dieser Art des Vorbringens bestand kein Zweifel 

darüber, daß es sich um leere Prozeßbehauptungen 
handelte, die ohne nähere Angaben vom Gericht nicht 
zu berücksichtigen waren.

Weiterhin braucht das Gericht sich nicht damit zu 
begnügen, daß eine Prozeßpartei zu den ausführlichen 
Behauptungen ihres Gegners lediglich erklärt, daß diese 
bestritten werden. Das Gericht kann vielmehr von 
dieser Partei fordern, daß sie eine ausreichende Gegen­
darstellung bringt, soweit sie nach Lage der Sache dazu 
imstande sein muß.

Die Erklärungspflicht der Parteien bezieht sich auch 
auf Rechtsfragen, zumal diese mit dem Tatbestand oft 
Zusammenhängen. Dies kann auch für die Fragen des 
Formerfordernisses von Bedeutung sein. So kann es 
z. B. unter diesem Gesichtspunkt erheblich werden, ob 
eine Partei eine Bürgschaft oder eine Schuldmitüber- 
nahme erklärte. Diese Erklärungspflicht für die Partei 
besteht ebenso, wenn sie erst auf Grund der Beweis­
aufnahme notwendig wird. Als Beispiel sei auf den 
Fall verwiesen, daß ein Zeuge für die Bezahlung der 
Schuld benannt worden ist und dieser zwar nicht die 
Bezahlung, wohl aber eine Stundung bestätigt. Weiter­
hin kann der Prozeßverlauf Veranlassung geben, die 
Parteien zur Änderung ihrer Anträge in Übereinstim­
mung mit dem bisherigen Prozeßergebnis zu veranlassen. 
Dies gilt insbesondere für eine Klageänderung, soweit 
das Gericht sie für zulässig ansieht. Hierdurch werden 
doppelte Prozesse vermieden und schnelle Entschei­
dungen sichergestellt. So werden meistens keine Be­
denken bestehen, daß die Partei im Hinblick auf das 
Ergebnis der Beweisaufnahme bei einer dinglichen 
Klage einen anderen Erwerbsgrund bzw. bei der Gel­
tendmachung einer Forderung einen anderen .Ent­
stehungsgrund angibt, oder daß mit dem Anträge statt 
wie bisher eine Geldleistung nun eine Sachleistung, 
statt Wandlung Minderung oder Schadenersatz an 
Stelle eines bisher geltend gemachten Unterlassungs­
anspruchs gefordert wird.
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